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der Solarbetriebe geben an, dass sie oder ihre Kunden ihre Kaufentschei-
dung oft oder immer von der Nachhaltigkeit der Lösung abhängig machen.
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Umfragen zeigen es immer wieder, die Zustimmung in der 
Bevölkerung zur Energiewende ist groß. So ergab das zweite 
„Barometer zur sozialen Nachhaltigkeit der Energiewende“, 
das das IASS Potsdam gemeinsam mit dem Thinktank Dyna-
mis veröffentlicht hat, dass 90 Prozent der befragten Bürgerin-
nen und Bürger nach wie vor die Energiewende unterstützen. 
Doch besonders das Thema der sozialen Gerechtigkeit ver-
schärft sich und sorgt für steigenden Unmut. 51 Prozent der 

Befragten empfinden die Energiewende als ungerecht. Bei ein-
kommensschwächeren Haushalten ist dies mit 55 Prozent etwas 
stärker ausgeprägt als bei den Besserverdienenden. 58 Prozent 
der Ostdeutschen beurteilen die Energiewende als ungerecht, 
bei den Westdeutschen ist dieser Anteil mit 49 Prozent geringer.

In allen vier Bundesländern mit Braunkohletagebauen und 
-kraftwerken spricht sich eine Mehrheit der Befragten für 
den Kohleausstieg aus. Mit 62 Prozent ist die Zustimmung 

Vorbild Podlachien
Strukturpolitik: Allgemein sind die Akzeptanzwerte für die Energiewende hoch, doch gerade in den Kohleregionen 
sind die Menschen skeptischer. Es ist bekannt, dass die Regionen und die dort lebenden Menschen nicht glauben, 
von der Energiewende profitieren zu können. Dabei zeigt ein Beispiel aus Polen, wie sie sozial nachhaltig gelingen 
kann, erklären Lutz Ribbe, Mitglied im Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, und René Mono, Vorstand 
der „100 prozent erneuerbar stiftung“.

Auf die Frage, welche Erklärungen sich die LEAG von der Politik wünscht, antwortete diese: „Wer bestellt, muss auch bezahlen: Mehr als 100.000 
Arbeitsplätze sind in der ostdeutschen Energiewirtschaft verloren gegangen. Die Menschen in der Lausitz wollen deshalb keine Versprechungen, son-
dern Sicherheit von der Politik. Wasserdichte Hilfen wären ein Sondervermögen des Bundes und ein Staatsvertrag, zudem sind Investitionsanreize 
in Form von Sonderabschreibungen oder Förderprogrammen für die Privatwirtschaft notwendig, um Industriearbeitsplätze zu erhalten oder neu zu 
schaffen.“
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in Nordrhein-Westfalen besonders hoch, in den drei ostdeut-
schen Braunkohleländern liegt sie mit 43 bis 46 Prozent deut-
lich niedriger (siehe Grafik). Doch gut 40 Prozent der Bevölke-
rung in der zweitgrößten deutschen Braunkohleregion Lausitz 
lehnen den Kohleausstieg ab, nur jeder Vierte befürwortet ihn. 
Diese Zahlen belegen, die Energiewende wird mehr und mehr 
als ungerecht wahrgenommen und verliert an Akzeptanz und 
Motivation in der Bevölkerung.

Wie lässt sich dieser Herausforderung begegnen? Entschei-
dend ist, die Energiewende nicht nur technisch zu verstehen – 
weg von fossilen Energieträgern hin zu erneuerbaren Energien 
und Flexibilitätsoptionen. Vielmehr gilt es, auch die sozio-öko-
nomischen Veränderungen zu beachten: Die Orte der Ener-
gieproduktion sind andere, vor allem aber verändert sich die 
Anbieter- und Verbrauchsstruktur. Es ist bekannt und war 
ja auch schon Thema der Kohlekommission, dass der Struk-
turwandel frühzeitig erkannt und politisch begleitet werden 
muss, damit die wirtschaftlichen und sozialen Folgen mög-
lichst gering gehalten und abgefedert werden.

Ökonomische und gesellschaftliche Teilhabe
Wie genau kann diese ökonomische und gesellschaftliche Teil-
habe aussehen? Eine Form von ökonomischer Teilhabe findet 
ihren Ausdruck in regionalen Arbeitsplätzen, die im Energie-
sektor im Zuge des Ausbaus der Erneuerbaren neu entstehen 
können. Zahlreiche Studien zeigen, dass der Nettoeffekt der 
Transformation des Energiesystems auf die Beschäftigung klar 
positiv ist – zuletzt etwa die Untersuchung „Effekte der Energie-
wende auf den regionalen Arbeitsmarkt“ für die Niederlande, 
die knapp eine Verdoppelung an Arbeitsplätzen durch massive 
CO2-Einsparungen bis 2050 voraussagt. Dies hängt maßgeblich 
damit zusammen, dass die Wertschöpfung in arbeitsintensive-
ren Sektoren zunimmt, etwa im Maschinenbau, in Architek-
tur- und Ingenieurbüros und anderen Bereichen. Damit solche 
positiven Entwicklungen in allen Regionen Europas erreicht 
werden, ist es notwendig, möglichst frühzeitig in eine entspre-
chende Qualifizierung der Menschen zu investieren. 

Eine wichtige Form der regionalen ökonomischen Teilhabe 
erfolgt über die direkte Beteiligung an den Investitionen in 
Erneuerbare-Energien-Anlagen und somit über deren Betrieb. 
Umso wichtiger ist es für die regionale Wertschöpfung, dass 
es lokalen Akteuren möglich ist, in diese Anlagen zu investie-
ren. Der Studie „Regionale Wertschöpfung in der Windindus-
trie am Beispiel Nordhessen“ vom Institut dezentrale Energie-
technologien zufolge kann die regionale Wertschöpfung bis zu 
achtmal so groß ausfallen, wenn ein Windpark in regionaler 
Hand betrieben wird. Dieser Effekt geht größtenteils auf die 
Einnahmen aus der Stromerzeugung, von denen lokale Eigen-
tümer profitieren, und auf indirekte Effekte für die lokale Wirt-
schaft zurück – Impulse, die vollständig fehlen, wenn die Anla-
gen nicht in regionaler Hand sind.

Ein Partizipationsangebot könnte auch sein, dass Verbrau-
cher, also Privathaushalte wie Unternehmen, die Energie, die 
aus Anlagen in ihrer Region gewonnen wird, direkt beziehen 
können, beispielsweise über Stromabnahmeverträge (PPA). 
Die Digitalisierung wird PPAs auch für kleinere Energiever-
braucher zugänglich machen, und die Kostenentwicklung 
verspricht, dass die Kosten des lokal gewonnenen Solar- oder 

Windstroms immer häufiger unter dem Großhandelsmarkt-
preis liegen wird.

Ein weiterer möglicher Effekt ist wichtig. Wenn eine regio-
nale Kreislaufwirtschaft durch Einsparungen oder durch Ein-
nahmen aufgrund von erneuerbaren Energien für neue Wert-
schöpfungen in einer Region sorgt und den Geldabfluss durch 
den Import von Energie verringert, wird Kapital verfügbar, 
das auch in anderen Wirtschaftsbereichen – also außerhalb 
der Energiebranche – investiert werden kann. 

Polen zeigt, wie es geht
Die Region Podlachien im Nordosten Polens zeigt, welche 
praktischen Effekte ein verbrauchsnahes und regionales Ener-
giesystem haben kann. Podlachien gehört zu den struktur- und 
einkommensschwächsten Regionen Europas und zahlt pro 
Jahr etwa 1,25 Milliarden Euro für Energieimporte. Im Jahr 
2012 hat das Regionalparlament von Podlachien einen Regio-
nalentwicklungsplan verabschiedet. Dieser verfolgt vier Ziele: 
Unabhängigkeit vom Import von Strom, Steigerung der Anteile 
von Erneuerbaren im Energieverbrauch, Reduktion der CO2-
Emissionen und Steigerung des wirtschaftlichen Potenzials der 
Region, indem importierte – kohlenstofflastige – Energieträger 
durch regionale – saubere – Energieformen substituiert wer-
den. Er legt ferner einen Fokus auf die Akteursstruktur, mit 
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Vor allem in den östlichen Kohleregionen ist die Ablehnung des Kohle-
ausstiegs groß. Im bundesdeutschen Durchschnitt lehnen ihn nur 13 Pro-
zent ab, davon vier Prozent stark. Gegenüber der Erhebung des Sozialen 
Nachhaltigkeitsbarometers 2017 ist die Ablehnung in den Braunkoh-
leländern weiter gewachsen, wobei die Daten für die Lausitz erstmals 
2018 erhoben wurden. Die Zahl der Befragten schwankte je nach Region 
zwischen 200 und 1.430.
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der die Einwohner und Unternehmen zu Besitzern von Ener-
gieanlagen gemacht werden sollen.

Die Gemeinde Turośń Kościelna in Podlachien hat 2016 
für seine Bürger 38  Wärmepumpen, 77  Photovoltaik- und 
270 Solarthermieanlagen gekauft und unterstützt sie mit der 
Koordination von Berechnungen, Bestellungen und der Ins-
tallation sowie bei rechtlichen und technischen Fragen. Bezu-
schusst wurde der Kauf mit EU-Geldern. In Verbindung mit 
dem in Polen für kleine Anlagen existierenden Net-Metering 
produzieren die Bürger ihren eigenen „grünen“ Strom für 
rund 4,3 Cent pro Kilowattstunde. Im Vergleich: Für den Netz-
bezug von hauptsächlich aus Kohle hergestellten Strom sind 
derzeit 15,5 Cent pro Kilowattstunde zu zahlen. Daraus ergibt 
sich eine Reduktion der Stromkosten um circa 75 Prozent.

Die Behörden in Podlachien haben diesen Ansatz aufge-
griffen und 2017 ähnliche Projekte in 62 anderen Gemeinden 
ermöglicht. Darüber hinaus wird in der Zwischenzeit dieser 
Ansatz auch auf die Sektoren Mobilität und Wärme ausgerollt.

Grundlage für diesen verbrauchsorientierten Ansatz ist die 
Ermittlung der regionalen Energiebilanz in vier Punkten: Ers-
tens ist zu bestimmen, wie viel Bedarf an Energie eine Region 
in den Sektoren Elektrizität, Wärme und Mobilität hat. Zwei-
tens, wie viel Potenzial besteht, diesen Bedarf mit Erneuerbaren 
aus der Region zu decken. Außerdem ist anhand der Betreiber-
struktur und gegebenenfalls des Volumens des intraregionalen 
Stromverbrauchs zu bestimmen, ob der mit dem Betrieb erwirt-
schaftete Umsatz in der Region verbleibt und insofern eine öko-
nomische Teilhabe regionaler Akteure impliziert. Drittens 
zeigt die Differenz zwischen dem regionalen Energiebedarf 
und dem Anteil daran, der aus regionaler erneuerbarer Ener-
gie gedeckt werden kann, wie viel Energie aus anderen Regio-
nen importiert werden muss. Im letzten Schritt ist zu bestim-
men, wer an den Verkaufserlösen des Stroms partizipiert.

Die Bilanz aus der regionalen Energieerzeugung und dem 
regionalen Energieverbrauch sollte für jede Region aufgestellt 
werden. Diese sollten sogar ein Eigeninteresse haben, entspre-
chende Bilanzen freiwillig zu erstellen. Die positiven Effekte 
hierfür liegen auf der Hand: Wenn regionale Akteure verstärkt 
an erneuerbaren Energien ökonomisch teilhaben könnten, 
würde dies die regionale Kohäsion stärken. Dies liegt daran, 
dass strukturschwache Regionen häufig die größten Flächen-
potenziale für Erneuerbare-Energien-Anlagen aufweisen und 
hier also der regional-ökonomische Effekt dieser Anlagen am 
meisten wirkt. Die Erstellung spezifischer regionaler Energie-
bilanzen würde es erlauben zu erfassen, welche Bedeutung die 
Energiewende für die einzelnen Regionen hat.

Die dadurch wachsende Unabhängigkeit von Energieim-
porten der Regionen ist die beste Voraussetzung, Energiear-
mut von Endverbrauchern zu reduzieren. Da Energiepreise ein 

zunehmend wichtiges Kriterium für Investitionsentscheidun-
gen sind, kann gleichzeitig die Attraktivität des Wirtschafts- 
und Industriestandortes erhöht werden und zu einem unmit-
telbaren ökonomischen Vorteil für die Menschen werden. 

Schlussfolgerungen für Deutschland
Es ist zwar unwahrscheinlich, dass diese positiven Effekte voll-
umfänglich alle Nachteile des Strukturwandels kompensieren 
können. In den Kohleregionen liegt das an der besonders hohen 
Wertschöpfung durch den Bergbau. Aber die Energiewende 
bietet doch große Chancen für eine positive Entwicklung in 
vielen Regionen, die heute reine Importeure von Energien sind.

Voraussetzung hierfür ist aber ein Investitionsprogramm, 
das wie im polnischen Fall in Podlachien speziell darauf ausge-
richtet ist, die regional-ökonomischen Effekte zu maximieren. 
Das Beispiel zeigt aber auch: Das kann nur gelingen, wenn zwei 
Voraussetzungen erfüllt sind. Den Menschen vor Ort muss es 
erstens ermöglicht werden, die Anlagen zur Erzeugung von 
erneuerbarer Energie selbst zu besitzen. Zweitens ist der regi-
onal erzeugte Strom vorrangig dafür zu verwenden, den regi-
onalen Energiebedarf zu decken, und zwar auch dann, wenn 
dieser Bedarf im Wärme- oder Mobilitätsbereich anfällt. 

Beide Aspekte wurden in der bisherigen Gestaltung der deut-
schen Energiewende durch den Bund weitgehend ignoriert. 
Solange die Prämissen erfüllt sind, kommen alle möglichen 
Technologien infrage: Von kleinen Dachanlagen über große 
Kraftwerke, die den zur Verfügung stehenden Flächen entspre-
chend nahezu in Gigawattgröße gebaut und möglicherweise 
über PPA finanziert werden können, bis hin zu Bürgerwind-
parks, Wärmepumpen oder Blockheizkraftwerke. Wichtig ist 
nicht die Technologie, sondern das ökonomische Setting, das 
auf finanzielle Teilhabe und eine optimale regionale Energiebi-
lanz auszulegen ist. Viel spricht dafür, dass dann auch Akzep-
tanzprobleme verschwinden. Doch leider ist dies noch reines 
Wunschdenken. 

Die Wirklichkeit ist sehr viel grauer. Die Ergebnisse des 
„Barometers für soziale Nachhaltigkeit“ belegen, dass es in vie-
len strukturschwachen Regionen und besonders in den Kohle-
regionen noch nicht gelungen ist, die Menschen mitzunehmen 
und an der Energiewende strukturell, finanziell und maßgeb-
lich zu beteiligen. Dies liegt vor allem daran, dass die Poli-
tik verbreitet so tut, als spiele Regionalität im Energie- und 
speziell im Strombereich keine Rolle. Ein fataler Irrtum, der 
nicht nur die gesellschaftliche Unterstützung der Energiewende 
gefährdet. Vielmehr wird so auch das Potenzial verschenkt, mit 
erneuerbarer Energie strukturschwache Räume nachhaltig auf-
zuwerten. Eine Fahrlässigkeit, die vor dem Hintergrund immer 
größer werdender Ungleichheiten der Lebensverhältnisse in 
Deutschland unverzeihlich ist. Lutz Ribbe und René Mono
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Lutz Ribbe (links), Mitglied im Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss (EWSA) und 
René Mono, Vorstand der „100 prozent erneuerbar stiftung“. Der Beitrag basiert auf einer Stel-
lungnahme des EWSA in Bezug auf die Auswirkungen einer CO2-neutralen, dezentralen und 
digitalisierten Energieversorgungsstruktur. 


